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Verfassungsschutzbehörden in ihrem Handeln stärken, attraktiv gestalten und zukunftssicher aufstellen. 

 1. Einleitung
In einer wehrhaften Demokratie sind die Verfassungsschutz-
behörden des Bundes und der Länder ein unverzichtbarer Be-
standteil der Sicherheitsarchitektur in Deutschland. Sie sind 
das zentrale Frühwarnsystem unserer freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung und liefern wichtige Informationen zu 
unterschiedlichen Bestrebungen, die sich gegen diese Grund-
ordnung richten. Dazu arbeiten alle Verfassungsschutzbehör-
den in Deutschland eng zusammen.

Die Kernkompetenzen des Verfassungsschutzes sind die Be-
schaffung und analytische Bewertung und Verdichtung von 
Informationen zu potenziell staatsgefährdenden Bestrebun-
gen. Dies erfolgt in Gefährdungseinschätzungen und be-
richtsfähigen Lagebildern. Adressaten sind die Regierungen 
im Bund und in den Ländern, die Öffentlichkeit, die Polizeien 
und andere Stellen.

Vollzogen werden die im Detail sehr umfangreichen 
und unterschiedlichen Aufgaben von hochqualifizierten 
Mitarbeiter:innen. Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) ist ihre 
Interessenvertretung, denn sie verdienen 

•	 Respekt und Wertschätzung in Politik und Gesellschaft,

•	 bestmögliche Arbeitsbedingungen in Zeiten des demogra- 
	 fischen Wandels und einer sich weiter entwickelnden hy- 
	 briden Arbeitswelt und

•	 ideale Personalentwicklungsmöglichkeiten.
Die GdP fordert daher eine nachhaltige Kultur der Wert-
schätzung, die sich sowohl in einer adäquaten Vergütung 
und Arbeitszeitregelung als auch in einer verbesserten Kom-
munikation und Förderung ausdrückt. 

2. Politischer und gesellschaftlicher Stellenwert 
des Verfassungsschutzes
In den letzten Jahren nahmen die Angriffe auf demokrati-
sche Grundwerte und Institutionen erheblich zu. So wurden 
zum Beispiel Verfassungsschutzbehörden bewusst mit dem 
verbrecherisch agierenden Ministerium für Staatssicherheit 
(MfS) verglichen, um die Arbeit rechtsstaatlich agierender 
Verfassungsbehörden zu diskreditieren. 
Die GdP fordert daher auf politischer Ebene einen kontinu-
ierlichen „Grundkonsens der Demokraten“. 

Die Politik hat permanent die Bedeutung der Arbeit der Ver-
fassungsschutzbehörden für den Erhalt der demokratischen 
Grundwerte herauszustellen. Verfassungsschutzbehörden 
müssen auch zukünftig handlungsstark und effizient aufge-
stellt sein. 

Während das Vertrauen der Gesellschaft in die Polizei un-
gebrochen hoch ist, verhält es sich beim Verfassungsschutz 
anders. Erodierendes Vertrauen in den Verfassungsschutz ge-
fährdet langfristig die wehrhafte Demokratie.
Die GdP fordert von der Politik ein klares und eindeutiges 
Bekenntnis zum Verfassungsschutz. 

Akzeptanz und Vertrauen in die Arbeit der Verfassungsschutz-
behörden steigen mit einer adäquaten Öffentlichkeitsarbeit. 
Vor diesem Hintergrund muss insbesondere auch der Präven-
tionsbereich inhaltlich und personell deutlich verstärkt wer-
den. 

Gleichzeitig ist die Sicherheit der nachrichtendienstlichen Ar-
beit sowie der Mitarbeiter:innen zu gewährleisten. 

Die GdP stellt klar, dass die Aufgabe des Verfassungsschutzes, 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln zu arbeiten, nicht an die 
Polizei übertragen werden darf. Das gesetzliche Trennungsge-
bot steht nicht zur Disposition.  
Die GdP fordert allerdings, dass die Verfassungsschutzbe-
hörden ihren gesetzlichen Auftrag gemäß § 20 Bundes-
verfassungsschutzgesetz, Informationen an die Polizeien 
weiterzuleiten, wahrnehmen können. Widersprechende 
gesetzliche oder behördliche Regelungen, auch in Folge der 
Rechtsprechung, gehören auf den Prüfstand und müssen ei-
ner politischen/legislativen Lösung zugeführt werden.   

3. Wandel und Zunahme der Aufgaben im Verfas-
sungsschutzverbund
Nach den jahrzehntelangen „Wellenbewegungen“ in den 
klassischen Phänomenbereichen (Rechtsextremismus, Links-
extremismus, Islamismus) ist seit einigen Jahren eine mas-
sive Zunahme in allen Arbeitsbereichen in den Verfassungs-
schutzbehörden zu verzeichnen. Herausfordernd sind neben 
der Zunahme ideologischer Überschneidungen auch neue  
Aufgabenbereiche, die an Bedeutung gewonnen haben,  
wie u. a. Cyberabwehr. 

Besorgniserregend ist eine zunehmende Radikalisierung in 
den sozialen Medien, die mit dem Erstarken extremistischer 
Positionierungen und einer Erhöhung der Gewaltbereitschaft 
einhergeht. Umfang und Intensität der gleichzeitigen Bedro-
hungen gegen demokratische Grundwerte stellen eine nie da-
gewesene gesellschaftliche Herausforderung dar. Um diesen 
Bedrohungen gerecht zu werden, bedarf es einer Stärkung 
der datenzentrierten Auswertung und des verstärkten Einsat-
zes nachrichtendienstlicher Mittel. Hierfür sind dringend die 
rechtlichen Grundlagen zu schaffen und entgegenstehende 
Hürden abzubauen. 

Die Möglichkeiten effizienter Aufklärung werden durch da-
tenschutzrechtliche Regelungen und bürokratische Auflagen 
sowie durch neue Urteile immer stärker beschränkt. 
Die GdP fordert daher eine offene Debatte, um das Verhält-
nis von informationeller Selbstbestimmung und effizienter 
Aufgabenerledigung der Verfassungsschutzbehörden, ge-
rade im Interesse des Sicherheitsbedürfnisses der Bevölke-
rung, neu zu justieren. 

4. Digitalisierung — Verlagerung in den virtuellen 
Raum - Extremismus im Internet
Die Zunahme extremistischer Aktivitäten im virtuellen Raum 
schreitet seit Jahren voran und gestaltet die Arbeit komplexer 
und umfangreicher.
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Die Verfassungsschutzbehörden im Bund und in den Ländern 
haben auf diese Entwicklung reagiert und unterschiedliche 
Maßnahmen ergriffen, um Onlineinformationen effizienter 
bewerten zu können. Eingesetzt werden die offene Erhebung 
im Internet (OSINT) sowie die operative Nutzung des Inter-
nets. Dabei stoßen die Verfassungsschutzbehörden in Bund 
und Ländern oft an ihre Grenzen. Das Informationsaufkom-
men ist derart umfangreich, dass mit den vorhandenen Res-
sourcen häufig nur Teilerfolge erzielt werden können.  
Die GdP fordert bei der Auswertung größerer Datenmengen 
eine stärkere Kooperation zwischen Verfassungsschutzbe-
hörden, Polizeibehörden und anderen Sicherheitsbehörden. 
Darüber hinaus erwartet die GdP, zukünftig Möglichkeiten 
der KI zur Automatisierung von Prozessen zu nutzen. Diese 
sind unter frühzeitiger Einbeziehung der Beschäftigten ein-
zuführen.

 5. Cyberangriffe und Spionage
Angriffe auf öffentliche Infrastruktur und auf systemrelevan-
te Institutionen/Firmen sowie Spionagetätigkeiten, gerade 
auch von fremden staatlichen Stellen gelenkte Desinformati-
onskampagnen, verlagern sich immer mehr in den virtuellen 
Raum. 
Zur Abwehr bzw. Aufklärung von IT-Angriffen und von Spi-
onageaktivitäten fordert die GdP eine sofortige, deutliche 
Erhöhung der finanziellen, technischen und personellen 
Ressourcen. Neben einer stärkeren Steuerung auf Bundes-
ebene ist eine stärkere Vernetzung staatlicher Institutionen 
erforderlich. 

6. Verfassungsschutz und demografische Heraus-
forderungen
Das Wissen ausscheidender Mitarbeiter:innen ist elementar. 
Um dieses zu erhalten, sind dringend personalwirtschaftli-
che Voraussetzungen zu schaffen, die einen umfänglichen 
Wissenstransfer gewährleisten. Die GdP fordert, dass neues 
Personal frühzeitig und parallel zum bestehenden eingestellt 
und durch lückenlose Einarbeitung bestmöglich auf die neu-
en Aufgaben vorbereitet wird. 

Diese Einarbeitung muss zwingend um eine vertiefende Aus-
bildung in der Akademie für Verfassungsschutz bzw. über 
Inhouseschulungen ergänzt werden. Daneben können geeig-
nete Schulungsangebote der Polizei (zum Beispiel in den Be-
reichen Staatsschutz und Informationstechnik) Verwendung 
finden. Ebenfalls muss den bestehenden Mitarbeiter:innen 
der kontinuierliche Zugang zu Fortbildungen gewährleistet 
werden. Hierfür sind zeitnah und vordringlich Investitionen 
in das Personal sowie in die Infrastruktur der Akademie für 
Verfassungsschutz erforderlich.   

Die Personalgewinnung im Verfassungsschutzverbund ge-
staltet sich uneinheitlich. Einheitlich sind jedoch Vakanzen 
festzustellen, auf die gegenwärtig nur durch Personalver-
schiebung von einem in den anderen Arbeitsbereich oder 
massive Mehrarbeit reagiert werden kann. Um den aktuellen 
Herausforderungen gerecht zu werden, bedarf es in Zukunft 
einer breiteren Aufstellung des Personalkörpers im Verfas-

sungsschutzverbund, u. a. durch mehr IT-Experten. Mit den 
gegenwärtigen Personalrekrutierungen, den bestehenden 
Laufbahnverordnungen und tarifrechtlichen Voraussetzun-
gen ist ein Auffangen der aktuellen Personalvakanzen nicht 
möglich. 
Die GdP fordert attraktive Maßnahmen bzw. Regelungen 
auch zur Gewinnung neuer Mitarbeiter:innen, deren be-
ruflicher Werdegang einen Einsatz beim Verfassungsschutz 
sinnvoll erscheinen lässt. 
Personalfluktuation ist mit Höhergruppierungs- und Beför-
derungsmöglichkeiten, mit Aufstieg sowie mit einer ver-
mehrten Zulagengewährung bzw. mit attraktiven Prämien 
entgegenzusteuern.

7. Stärkung der Personalräte und Teilhabe der  
Belegschaft 
Die Arbeit im Verfassungsschutz findet, jenseits der Öffent-
lichkeitsarbeit, weitgehend außerhalb des öffentlichen Rau-
mes statt. Im Verfassungsschutz spielen oft sicherheitsbe-
dingte Verschwiegenheit und strenge Geheimhaltungsregeln 
eine wichtige Rolle. Aus gewerkschaftlicher Sicht sollte je-
doch auch in einem sicherheitsrelevanten Umfeld eine offe-
ne und transparente Kommunikation innerhalb der Behörde 
gefördert werden. Beschäftigte haben das Recht, über rele-
vante Entwicklungen, Pläne und mögliche Veränderungen 
ihrer Arbeitsbedingungen rechtzeitig informiert zu werden. 
Eine frühzeitige personalvertretungsrechtliche Beteiligung ist 
ebenso selbstverständlich wie die Einbindung des Personals. 
Die GdP fordert darüber hinaus, die Personalvertretungen 
und Mitbestimmungsrechte zu stärken, um den Beschäftig-
ten eine ernstzunehmende Stimme bei der Gestaltung ihrer 
spezifischen Arbeitsbedingungen zu geben. 

8. Attraktivitätssteigerung der Arbeit im Verfas-
sungsschutz
Um die Attraktivität des Berufsbildes zu steigern, sind die 
Grundlagen der Arbeit im Verfassungsschutz in unterschiedli-
chen Dimensionen zu verbessern.

a)	 Gesunde und planbare Arbeitsbedingungen: Die Arbeit 
	 im Verfassungsschutz ist oft verbunden mit Stress und un- 
	 regelmäßigen Arbeitszeiten, was die Vereinbarkeit von 
	 Beruf und Familie erschwert. 
	 Um die Arbeit im Verfassungsschutz effizienter zu gestal- 
	 ten und die Motivation der Beschäftigten langfristig zu 
	 fördern, fordert die GdP:

	 •	 Personalaufstockung statt Stellenabbau

	 •	 Psychosoziale  Unterstüzung für die Mitarbeiter:innen 

	 •	 Reduzierung der Arbeitsbelastung durch zusätzliche  
		  Fachkräfte

	 •	 Flexible Arbeitszeit- und Altersteilzeitmodelle

	 •	 Moderne technische und digitale Arbeitsmittel 

	 •	 Technische und rechtliche Möglichkeiten, um mobiles  
		  Arbeiten im Verfassungsschutz zu ermöglichen bzw.  
		  auszubauen
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	 •	 Ausbau des Betrieblichen Gesundheitsmanagements 
		  (BGM)

	 •	 Förderung des Dienst- und Gesundheitssports

b)	 Faire Vergütung: Eine gerechte Bezahlung, die den beson- 
	 deren Belastungen und dem hohen Verantwortungsgrad 
	 der Mitarbeiter:innen gerecht wird, ist eine der wichtigs- 
	 ten Grundlagen der Wertschätzung. 
	 Um die Attraktivität des Verfassungsschutzes zu steigern 
	 und so die Motivation der Beschäftigten langfristig zu 
	 fördern, fordert die GdP:

	 •	 Die Attraktivität des Berufsbildes ist kontinuierlich zu  
		  steigern, z. B. durch positive gesellschaftlich politische 
		  Begleitung/Medienarbeit. 

	 •	 Die Einführung einer bundesweiten Ruhegehaltsfähig- 
		  keit der Sicherheits-/Nachrichtendienstzulage (wie im 
		  Bund und einigen Bundesländern). 

  	 •	 Eine Dynamisierung der Sicherheits-/Nachrichten- 
		  dienstzulage (analog Bayern).

	 •	 Eine erhöhte, einheitliche Zulagengewährung, z. B. bei 
		  der Sicherheits-/Nachrichtendienstzulage, beim Dienst 
		  zu ungünstigen Zeiten und bei der Observation. 

	 •	 Für Tarifbeschäftigte ist ein Berufsbild „Fachange- 
		  stellte:r im Verfassungsschutz“ zu entwickeln, das 
		  u. a. verbesserte Eingruppierungsmöglichkeiten bietet.  
		  Die Tarifverträge TVöD/TV-L/TV-H müssen ent- 
		  sprechend fortentwickelt bzw. für die besonderen 
		  Bedürfnisse/Anforderungen der Tätigkeit beim Ver- 
		  fassungsschutz geöffnet werden. 

	 •	 Attraktiv bewertete Stellen und Höhergruppierungs- 
		  möglichkeiten dienen der Personalbindung wie auch  
		  der Effizienzsteigerung. 

	 •	 Interne wie externe Qualifizierungsmaßnahmen sind  
		  auszuweiten. 

	 •	 Die rechtlichen Grundlagen von Verbeamtungen sind 
		  fortzuentwickeln.  

c) 	 Attraktive Karrieremöglichkeiten: Transparente und plan- 
	 bare Karrieremöglichkeiten sind essenziell, um langfristi- 
	 ge Perspektiven zu schaffen. 
	 Um die Karrieremöglichkeiten beim Verfassungsschutz 
	 und so die Motivation der Beschäftigten zu erhöhen, 
	 fordert die GdP:

	 •	 Die Entwicklung eines flexiblen wie attraktiven Lauf- 
		  bahnrechts, um gleichermaßen Aufstiegschancen zu  
		  gewährleisten. 

	 •	 Qualifizierungs- und Höhergruppierungsmöglichkeiten 
		  für Tarifbeschäftigte.

	 •	 Ein attraktives und gerechtes Laufbahn- und Tarifrecht  
		  berücksichtigt auch die Förderung von Fachkarrieren.

d)	 Langfristige Bindung von Beschäftigten: Um Mitarbeiter: 
	 innen im Verfassungsschutz zu binden, sind Aufstiegs- 
	 möglichkeiten und Höhergruppierungsmöglichkeiten zu 
	 verankern. 
	 Um die Personalbindung beim Verfassungsschutz zu er- 
	 höhen und so eine dauerhafte gute Arbeitsleistung  
	 sicherzustellen, fordert die GdP:

	 •	 Aufstiegsmöglichkeiten z. B. vom (ehemaligen) mittleren 
		  Dienst bis zum (ehemaligen) höheren Dienst für qualifi- 
		  zierte Bedienstete. Bestehende Aufstiegsmöglichkei- 
		  ten müssen geöffnet und intensiver genutzt werden.

	 •	 Höhergruppierungsmöglichkeiten in einem angepassten 
		  TVöD/TV-L/TV-H für qualifizierte Beschäftigte. 

	 •	 Erweiterte Ausbildungskpazitäten  an der Fachhochschu- 
		  le des Bundes, Fachbereich Nachrichtendienst.

	 •	 Anerkennung geeigneter anderer Studien- und Berufs- 
		  abschlüsse. 
Die GdP fordert daher transparente Personalentwicklungs-
konzepte, klare Aufstiegsmöglichkeiten und die Förderung 
von Qualifizierungen und Spezialisierungen. Denn Wert-
schätzung gegenüber den Mitarbeiter:innen im Verfas-
sungsschutz ist kein einmaliger Akt, sondern eine kontinu-
ierliche Verpflichtung.

e)	 Effiziente, zukunftsgerechte Infrastruktur: Unabdingbar 
	 ist, in allen Verfassungsschutzbehörden die personelle 
	 und materielle Ausstattung an die aktuellen Entwicklun- 
	 gen und Anforderungen anzupassen.
	 Um die benötigte Infrastruktur sicherzustellen, fordert 
	 die GdP zumindest:

	 •	 Die Gebäudeinfrastruktur aller Verfassungsschutzbe- 
		  hörden muss zukunftsgrecht, gesund und familien- 
		  freundlich gestaltet und ausgebaut sein (u.a. Auf- 
		  bau neuer Rechenzentren, barrierefreie Räumlich- 
		  keiten, Eltern-Kind-Zimmer).  

	 •	 Alle Liegenschaften müssen aktuellen Entwicklungen/ 
		  Gefährdungen, insbesondere in Sachen Funktions- 
		  sicherheit und Spionage, standhalten. 

	 •	 Bei externen Beauftragungen, bspw. im Rahmen von Un- 
		  terhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten, sind im Rah- 
		  men der Sicherheitsüberprüfung praxisnahe und ef- 
		  fiziente Lösungen zu entwickeln.
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